
alter? Wie gehen wir richtig mit dem
Internet als Kulturraum und als Arena von
Wirtschafts- und Verbraucherinteressen
um? Welche Chancen für die politische
Beteiligung bietet das Web? Diese Fragen
machen deutlich: Netzpolitik ist kein
Spartenthema für Computernerds, son-
dern ein Querschnittsthema, das unter-
schiedliche Politikfelder betrifft und uns
alle angeht. 

Wir werden bei unserem Landesausschuss
im Juni in Mannheim das Thema Netzpo-
litik intensiv diskutieren. Denn eines ist
klar: Wir überlassen dieses Feld nicht der
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Hier ist mehr drin:

Till Westermayer ist für den freien Netz-
zugang: Das ist in der Wissensgesell-
schaft eine Frage von Teilhabe. Ohne
Internet verliert man auch in der realen
Welt den Anschluss.

Tilo Buchholz ist für die Kultur. Aber das
unkontrollierte Tauschen und Herunter-
laden von Musik, Filmen oder Büchern
macht den Kulturschaffenden zu schaffen.

Konstantin von Notz ist für die Kultur-
flatrate – als Ausweg aus der urheber-
rechtlichen Misere. Einmal zahlen, alles
nutzen. Rechtlich geht das, ob’s auch
praktikabel ist, wird derzeit geprüft. 

Julia Seeliger ist für die Netzfreiheit, und
gegen Internetsperren. Ihre Empfehlung:
Löschen statt sperren. 

Jürgen Walter ist für mehr Medienkompe-
tenz: Wissen, wie’s geht, wie man damit
umgeht und was passieren kann, wenn
man nicht aufpasst.

Lavinia Steiner und Henning Schürig sind
für die Chancen der Netznutzung. Web-
Wirtschaft ist ein breites Feld. Von
Arbeitsplatzchancen über Green IT bis
zum Verbraucherschutz.

Von Chris Kühn

Unsere Welt ist
nicht mehr die glei-
che, wie vor ein

paar Jahren. Das Internet und die moder-
nen Informationstechnologien haben
unseren Alltag, unsere Kommunikation,
unsere Gesellschaft tiefgreifend verän-
dert. Politik muss sich diesen Verände-
rungen stellen. Das gilt auch für Grüne
Politik. Wir Grünen müssen deshalb unse-
re Grundwerte auf die neuen Rahmenbe-
dingungen der digitalen Gesellschaft
übertragen. Was verstehen wir unter Frei-
heit, Bürgerrechten und Datenschutz im
Netz? Was bedeutet Gerechtigkeit und
gesellschaftliche Teilhabe im Online-Zeit-

Grüne Netzpolitik
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Piratenpartei, sondern machen unser
eigenes netzpolitisches Profil deutlich. 
Uns geht es um die Freiheit im Netz und
die Freiheit des Netzes. Wir sagen Nein zu
Vorratsdatenspeicherung, Netzsperren,
Online-Durchsuchungen und einer Ver-
wässerung des Datenschutzes. Das Inter-
net ist kein bürgerrechtsfreier Raum –
und kein rechtsfreier Raum. Deshalb leh-
nen wir digitale Bevormundung, schärfe-
re Gesetze oder Zensur im Netz ab. Statt-
dessen müssen die Behörden personell
und technisch den veränderten Bedin-
gungen angepasst werden, um Rechts-
staatlichkeit im Netz durchzusetzen. 

Teilhabegerechtigkeit ist für uns Grüne
ein Kernziel der Netzpolitik. Netzzugang
ist eine Frage der Daseinsvorsorge: Nie-
mand darf von der digitalen Welt ausge-
schlossen werden. Deshalb muss die Netz-
infrastruktur ausgebaut, Barrierefreiheit
verwirklicht und die Netzneutralität
gewährleistet werden. Baden-Württemberg
darf beim Breitband den Anschluss nicht

verpassen. Die Landespolitik muss sich
stärker dem Thema Medienkompetenz
zuwenden, damit die Menschen das Web
auch mündig und selbstbestimmt nutzen.

Das Internet ist zugleich Wirtschafts- und
Kulturraum. Uns Grünen geht es um den
fairen Interessensausgleich zwischen Kul-
turschaffenden und NutzerInnen im Netz.
Dafür brauchen wir eine zukunftsfähige
Reform des Urheberrechts. Wir wenden
uns entschieden gegen eine pauschale
Kriminalisierung unlizensierter Nutzung
von Netzinhalten als Piraterie. Klar ist
auch: Der freie Zugang zu Wissen und kul-
turellen Werken darf nicht eingeschränkt
werden. 

Das Netz soll ein Ort der lebendigen
Demokratie sein. Deshalb muss die digita-
le Bürgerbeteiligung ausgebaut werden.
Es wird Zeit, dass auch der Landtag in
Baden-Württemberg das Instrument der
e-Petition einführt und dass für Bürger-
und Volksbegehren Unterschriften im
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Netz gesammelt werden können. 

Das Internet bietet viele neue Chancen
für die Kommunikation zwischen Politik
und BürgerInnen. Wir Südwest-Grünen
wollen diese Chancen nutzen und sind
deshalb im Netz präsenter als die anderen
Parteien im Land: von unserer Website
und unserem Blog bis hin zu den Aktivitä-
ten bei Facebook, Twitter, YouTube oder
Flickr. Auch bei der Erarbeitung unseres
Landtagswahlprogramms setzen wir voll
auf virtuelle Beteiligung: Wir wollen im
Sommer mit Euch gemeinsam im Grünen
Wurzelwerk lebhaft diskutieren und ein
tolles Programm auf die Beine stellen.

Ich freue mich, viele von Euch bei unse-
rem Landesauschuss in Mannheim zu tref-
fen und mit Euch gemeinsam die Grüne
Netzpolitik weiterzuentwickeln.            

Chris Kühn ist 
Landesvorsitzender der 
baden-württembergischen Grünen.

W
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Von Till 
Westermayer

Als „backbone“, Rück-
grat, werden die

großen Internetkabel bezeichnet. Dieses
Bild hat einen wahren Kern: Wirtschaft
und Arbeit, aber auch Teile des Privatle-
bens in einer mobiler und globaler gewor-
denen Gesellschaft sind heute vom
Zugang zu dieser Infrastruktur abhängig.
So ist das Internet schon jetzt für viele die
erste Nachrichtenquelle, die erste Anlauf-
stelle bei Problemen – und der erste
Schritt hin zu politischer Beteiligung.

Der Soziologe Manuel Castells hat dafür
bereits 1999 den Begriff „Netzwerkgesell-
schaft“ geprägt. In der Netzwerkgesell-
schaft hängt gesellschaftliche Teilhabe
davon ab, ob jemand „angeschlossen“ ist
oder nicht. Das betrifft ganze Regionen
ebenso wie soziale Gruppen und Indivi-
duen. Das heißt auch: Die Politik muss
nicht mehr nur den Zugang zu Rundfunk
und Telefon sicherstellen. Heute gehört
der Zugang zum Netz zur Daseinsvorsorge
und muss entsprechend abgesichert wer-
den – gerade auch in ländlichen Regio-
nen. So gibt es in Finnland einen Rechts-
anspruch auf Breitband. Es geht aber
auch darum, zu welchen Konditionen
Netzverträge angeboten werden, und ob
es Alternativen gibt, damit der Zugriff auf
das Netz nicht vom Geldbeutel abhängt.  

Netzzugang als Teilhabefrage meint
jedoch noch mehr. Angesprochen ist etwa
die Medienkompetenz, um das Netz
erschließen und aktiv und gezielt nutzen
zu können. Dazu gehört auch die Kompe-
tenz zur souveränen Nichtnutzung. Ein
lebendiges und vielfältiges Netz kann kei-
ne Einbahnstraße der Unterhaltungsin-
dustrie sein. Gerade die Möglichkeit, mit
vielen auf gleicher Ebene zu kommunizie-
ren, ist eine Stärke des Netzes. Aus dem
passiven Medienkonsum kann so ein
Gespräch werden.

Dazu braucht es politische Rahmenbe-
dingungen: Netzneutralität heißt, unter-
schiedliche Datenströme gleich zu
behandeln. Standards des Datenaus-
tauschs müssen offen und allgemein ver-
wendbar sein. Apple kontrolliert die
Inhalte auf dem iPad, Google wird immer
mehr zur „Datenkrake“ und Facebook
missachtet den Datenschutz. Je mehr das
alltägliche Handeln im Privatleben und
am Arbeitsplatz von der Macht privater
Firmen abhängt, desto wichtiger wird es,
hier Verbraucherschutz und grundlegen-
de Rechte durchzusetzen: Wer entschei-
det, wer teilnehmen darf, welche Inhalte
erlaubt sind, und was mit gesammelten
Nutzungsdaten passiert?

Zum Netz als Medium der Teilhabe
gehört es nicht zuletzt, dass öffentlich
produzierte Daten in offenen Formaten
bereitgestellt werden – von amtlichen
Landkarten bis hin zu wissenschaftlichen
Arbeiten und Gutachten. So kann das
Netz auch die Demokratie stärken: wenn
etwa Sitzungsprotokolle und Beschlüsse
nachlesbar und kommentierbar sind. Und
warum nicht online Unterschriften für
Bürgerbegehren und Volksentscheide
sammeln?

In der Wissensgesellschaft ist der Zugang
zum Netz eine politische Frage. Jetzt
kommt es darauf an, die richtigen Ant-
worten auf diese Frage zu finden – ohne
dabei zu vergessen, dass es auch in
Zukunft möglich sein muss, sich gegen
die Nutzung moderner Kommunikations-
mittel zu entscheiden.                            

Till Westermayer ist Mitglied der 
netzpolitischen Kommission 
der baden-württembergischen Grünen,
Sprecher der BAG Wissenschaftspolitik 
und Länderratsdelegierter. 

W
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Teilhabe: 

Das Netz als Rückgrat
der Gesellschaft

KURZ & GRÜN

Grüne Gentechnik-Konfe-
renz in Friedrichshafen

Am 12. Juni laden die oberschwäbi-
schen Kreisverbände zu einer Tagung
zum „Internationalen Jahr der Biodi-
versität“ ein. Zielsetzung ist die inten-
sive sachliche Auseinandersetzung mit
Gentechnik und ihren Auswirkungen
auf die Landwirtschaft, Ernährung und
Artenvielfalt. Mit von der Partie sind:
Ulrike Höfken (Sprecherin für Ernäh-
rungspolitik und Verbraucherfragen
der Grünen im Bundestag), Hans Hol-
land (Biolandwirt), Martina Adams
(Obstanbau), Professorin Susan Bar-
dosz aus Ungarn und unsere Europa-
Abgeordnete Heide Rühle. Wir wollen
ein Zeichen setzen gegen Gentec-Fir-
men, die ohne Rücksicht auf Verluste
agieren. 
Infos zur Konferenz: 
www.vielfalt-ernaehrt-das-land.de

Online-Programmdebatte
im Wurzelwerk – sei dabei!

Am Programmprozess zur Landtags-
wahl könnt Ihr Euch nicht nur offline,
sondern auch im Netz beteiligen. Wir
laden deshalb alle baden-württember-
gischen Grünen dazu ein, das Land-
tagswahlprogramm im August online
zu debattieren. Die Online-Debatte
wird im Wurzelwerk – dem grünen Mit-
glieder-Netzwerk – stattfinden. Des-
halb bitten wir Euch, zu prüfen, ob
Euer Wurzelwerk-Zugang aktiv ist und
gegebenenfalls einen neuen zu bean-
tragen. Neue Zugangsdaten könnt Ihr
per Mail an wurzelwerk@gruene.de
anfordern.

Grüner Wachstumskongress

Wachstum. Wovon leben wir? Diese
Frage beleuchtet der Grüne Wachs-
tumskongress aus sozial-, wirtschafts-
und finanzpolitischer Sicht. Die
Tagung der Landesarbeitsgemein-
schaft Wirtschaft und Soziales und des
Grünen Landesverbandes findet am 3.
Juli 2010 von 10 bis 18 Uhr im Litera-
turhaus Stuttgart statt.
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Von Konstantin
von Notz

Das deutsche Urhe-
berrecht baut auf
einer jahrhunder-

tealten Tradition auf. Letztendlich bezie-
hen sich viele Regelungen noch auf die
Zeit, in der Bücher die maßgeblichen Trä-
ger von urheberrechtsrelevanten Inhalten
waren. Heute bietet uns die Digitalisie-
rung jedoch die Möglichkeit einer sekun-
denschnellen und beinahe unbegrenzten
Vervielfältigung bei gleichbleibender
Qualität. 

Das Urheberrecht ist angesichts der
rasanten Entwicklung des Internets und
der Digitalisierung in seiner heutigen
Ausgestaltung alles andere als zeitgemäß.
Dementsprechend ist auch die derzeitige
Rechtslage unbefriedigend – übrigens für
alle Beteiligten: Während eine ganze

Von Tilo Buchholz

Klar, als Kind
haben wir wohl alle
unsere Lieblings-
Songs von LP auf

Kassette gezogen oder die neuesten Sin-
gles unter Inkaufnahme der typischen
„Klack“-Geräusche direkt aus dem Radio
mitgeschnitten. Was im kleinen privaten
Bereich passiert(e), muss auch heute noch
nicht schaden, wie z. B. das Bespielen des
eigenen MP3-Players oder der CD fürs
Auto. Im Kauf einer CD oder im bezahlten
Download eines Werkes sind die privaten
Nutzungsrechte für mehrere Ebenen
inbegriffen.

Die heutigen technischen Möglichkeiten
beinhalten jedoch auch Risiken, die
Künstlern existenzbedrohenden Schaden
zufügen können. Da im Internet alles für
jeden einfach und immer greifbar ist, kann
man als Urheber kaum beeinflussen, dass
Musiktitel, Filme oder Bücher kopiert und
auf unterschiedlichen Portalen zum
Download angeboten werden. Der Vorteil
der größeren Publicity wird durch das Feh-
len von Umsätzen schnell zum Nachteil.
Der Niedergang der Musikindustrie hält
an. Auch die Situation meiner eigenen
kleinen Firma hat sich zum Negativen ent-
wickelt. Das frühere Standbein „CD-Ver-
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Urheberrechtliche 
Misere ...

... und die Kulturflatrate 
als möglicher Ausweg

kauf“ wirft heute kaum Gewinne ab, es
deckt gerade noch die Produktionskosten.
Inzwischen sind Überlegungen normal,
gar keine CDs mehr zu veröffentlichen,
und nur noch einzelne Werke online zu
stellen. Ich persönlich fände das sehr scha-
de – Musik ohne das „Kulturgut“ LP/CD ist
wie ein Buch als lose Blattsammlung.

Jeder dritte Euro in der Musikindustrie
wird heute schon im Internet verdient –
bleibt die Frage, wieviel Geld dort eben
nicht „verdient“ wird...                           

Tilo Buchholz ist Musiker und Komponist.

W

Generation kriminalisiert und von findi-
gen Rechtsanwälten mit oftmals maßlosen
Abmahnungsforderungen konfrontiert
wird und die Inhaberinnen und Inhaber
von Urheberrechten nicht mehr zu der
ihnen zustehenden Vergütung kommen,
muss der Gesetzgeber angesichts des
internationalen Charakters des Internets
beinahe hilflos zusehen. 

Ohne eine umfassende Reform des Urhe-
berrechts und neuen Wegen eines Inter-
essensausgleichs zwischen allen im Netz
Beteiligten, wird sich an dieser Situation
nichts ändern. Um einen möglichen Aus-
weg aus dieser urheberrechtlichen Mise-
re zu finden, haben wir Grünen die Idee
der Kulturflatrate entwickelt. Diese Pau-
schalabgabe für kulturelle Inhalte im Netz
soll dafür sorgen, dass die Interessen von

RechteinhaberInnen, NutzerInnen aber
auch von Kulturschaffenden zukünftig
unter einen Hut gebracht werden können. 

In einem ersten Schritt haben wir die
rechtlichen Umsetzungschancen der Kul-
turflatrate prüfen lassen. In einem zweiten
Schritt wollen wir, nachdem die rechtliche
Umsetzbarkeit bestätigt wurde, die Idee
und deren Ausführung weiter ausdifferen-
zieren. An unserem Ziel, aus der derzeiti-
gen urheberrechtlichen Sackgasse einen
Ausweg zu finden und einen fairen Aus-
gleich zwischen allen Beteiligten in der
digitalen Welt zu erreichen, halten wir
weiterhin fest.                                            

Konstantin von Notz ist 
netzpolitischer Sprecher
der Grünen im Bundestag.

W
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Von Julia Seeliger

Wir erleben gerade
eine neuerliche Netz-
sperren-Debatte: Die
E U - Ko m m i s s a r i n

Cecilia Malmström verlangt jetzt Netz-
sperren auf europäischer Ebene. Websei-
ten mit strafrechtlich relevanten Inhalten,
zum Beispiel kinderpornografischen, sol-
len gesperrt werden. Wer eine Seite, die
sich auf der Sperrliste befindet, anzusurfen
versucht, soll an einen anderen Ort umge-
leitet werden. 

Netzsperren sind rechtsstaatlich bedenk-
lich. Die Erfahrungen in Ländern, wo es
Sperrlisten schon gibt, zeigen: Die Fehler-
quote ist sehr hoch. So befand sich etwa auf
der australischen Sperrliste völlig grundlos
auch die Webseite eines Kinderzahnarztes.

Und es geht auch ohne Sperren: Aktivisten
haben innerhalb von zwölf Stunden 60
kinderpornographische Internet-Angebo-
te löschen lassen. Weltweit. Eine simple E-
Mail an den Provider reichte aus. Die Uni-
versität Cambridge kam in einer Studie zu
ähnlichen Ergebnissen. Banken seien im
Kampf gegen Online-Banking-Betrug
wesentlich aktiver als das Bundeskrimi-
nalamt bei der Bekämpfung von strafba-
ren Inhalten im Netz, so die Studie. 

„Löschen statt Sperren“, denn: Die Sperr-
Infrastrukturen können, wenn einmal eta-
bliert, auch zur Sperrung anderer Inhalte
genutzt werden. Das Anti-Nazi-Bündnis
„Dresden Nazifrei“ erlebte einen Vorge-
schmack auf das, was mit Netzsperren
wesentlich einfacher und schneller ginge:
Weil das Bündnis zu Sitzblockaden aufrief,
ließ die Staatsanwaltschaft Dresden die
Seite vom Netz nehmen. 

Die Freiheit muss ständig gegen das Auto-
ritäre, gegen die mit den „einfachen
Lösungen“ verteidigt werden – auch im
Netz. In den letzten Jahren hat die Politik
zahlreiche Gesetze beschlossen, die Frei-
heiten einschränken. Oft grundrechtswid-
rig. Und auch unter Mithilfe der Grünen:
Luftsicherheitsgesetz, Rasterfahndung,
elektronischer Reisepass, dann die Vor-
ratsdatenspeicherung, die zwar als EU-
Richtlinie daherkam, aber von Otto Schi-
ly mit vorangetrieben wurde. Sie wurde
erst zu Zeiten der Großen Koalition vom
Bundestag umgesetzt. Zudem beschloss
Schwarz-Rot noch das BKA-Gesetz und
die Netzsperren.

Doch der Wind hat sich gedreht. Die Netz-
sperren liegen auf Eis. Der Bundestag
richtete eine Enquete-Kommission zur

Netzpolitik ein. Das Bundesverfassungs-
gericht hat entschieden, dass die Vorrats-
datenspeicherung korrigiert werden
muss. Das Europaparlament hat in einer
historischen Abstimmung dem umstritte-
nen Swift-Abkommen zur Weitergabe von
Bankdaten eine Absage erteilt. Damit hat
es dem seit dem 11. September 2001 gras-
sierenden Sicherheitswahn, der dem „war
on terror“ geschuldet ist, eine starke kon-
tinentaleuropäische Stimme der Vernunft
entgegengesetzt. Die Diskussion um ein
neu zu verhandelndes Swift-Abkommen
wird uns in den kommenden Monaten
weiter begleiten, genauso die Debatten
um das Urheberrechts- und Patentabkom-
men Acta.

Was mit Acta und Swift geschieht, wird
sich in diesem Sommer zeigen. Außerdem
dürfte die Diskussion um die Netzsperren
noch einmal an Fahrt gewinnen, sowohl
auf deutscher, als auch auf europäischer
Ebene. Für Bürgerrechtler gibt es also wei-
ter viel zu tun.                                         

Julia Seeliger war 
von 2006 bis 2008 
Mitglied im Parteirat der Grünen. 
Sie arbeitet als Journalistin 
für taz-online.

W

Für die Freiheit
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Medienkompetenz ist mehr

06 · GRÜNE BLÄTTER 02.10

Von Jürgen Walter

Medienkompetenz
– kein anderer
aktueller Begriff
wird politisch der-
art strapaziert wie

dieser: Die Landesregierung ruft das Kin-
dermedienland aus, Initiativen bringen
Hauptschülern das Filmemachen bei und
wir Grüne wollen LehrerInnen besser aus-
bilden. Alles ist Medienkompetenz irgend-
wie, und es klingt gut – ist aber beliebig.

Neue Medien sind aus dem Alltag von Kin-
dern und Jugendlichen nicht mehr weg-
zudenken. Darauf muss die Politik einge-
hen, auch in der Initiative
„Kindermedienland“ der Landesregie-
rung. So reicht es nicht aus, ein Internet-
portal online zu stellen und einen der
zahllosen Wettbewerbe auszuschreiben,
vielmehr müssen medienpädagogische
Einrichtungen für Eltern und PädagogIn-
nen sowie Kinder und Jugendliche zur
Regel werden. Projekte wie die Initiative
„Medienfluten“ der Caritas Stuttgart, die
Schülern in Sachen Medien Orientierung
an die Hand gibt, müssen landesweit ein-
geführt werden.

Der im März vorgelegte Abschlussbericht
des Sonderausschusses zu Jugendgefähr-
dung und Jugendgewalt enthält zahlrei-
che, über die Fraktionsgrenzen hinweg
abgestimmte Handlungsempfehlungen.
Neben den teils einstimmig, teils mehr-
heitlich beschlossenen acht Handlungs-
feldern haben die Grünen eine Erhöhung
der Anzahl der Schulpsychologen von 100
auf 200 durchgesetzt.

Eine reflektierte Medienpädagogik muss
fester Bestandteil der Ausbildung für
Erzieherinnen und Erzieher und auch der
Studiengänge zur frühkindlichen Bildung
werden. In der Schule muss Medienpäda-
gogik als Querschnittsaufgabe verstanden
und darf nicht in einzelne Fächer abge-
schoben werden. In allen Lehramtsstu-
diengängen muss zukünftig eine medien-
pädagogische Grundbildung stattfinden.

Abseits dieser großen Linien vermitteln
auch viele kleine Projekte meist unbeach-
tet von Politik und Öffentlichkeit Medien-
kompetenz. Dies führt in vielen Fällen zu
fruchtbaren Kooperationen in Work-
shops, Projekten und Sendereihen, bei-
spielsweise zwischen den Freien Radios
und Bildungseinrichtungen wie Schulen
und Jugendgruppen. 

Nichts wurde in der Öffentlichkeit nach
dem Amoklauf von Winnenden so kontro-
vers diskutiert wie der Umgang mit Com-
puterspielen und Medien. Die Grünen
haben sich als einzige Fraktion gegen eine
Verschärfung des Paragrafen 131 des Straf-
gesetzbuchs gewandt und sich damit
gegen eine Kriminalisierung von jugend-
lichen Spielerinnen und Spielern ausge-
sprochen. Die in der Fraktion kontrovers
geführte Diskussion wollte eine Antwort
auf die Frage, wie wir verantwortungsvollen
Jugendschutz und die legitimen Interes-
sen der SpielerInnen vereinbaren können.

Am Ende der Diskussion standen die
Erkenntnisse: Medienkompetenz ist mehr
als eine technische Fähigkeit, Medienkom-
petenz ist eine Schlüsselqualifikation.
Medienkompetenz, Medienbildung und
Medienerziehung geht Eltern, Lehrer und
Multiplikatoren an. Darüber hinaus for-
dern wir eine grundlegende Reform der
Unterhaltungssoftware-Selbstkontrolle,
um die Mängel des Jugendmedienschutzes
bei Computerspielen zu beheben.        

Jürgen Walter ist 
medienpolitischer Sprecher 
der Grünen im Landtag

W
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Internet und Wirtschaft
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Von Lavinia Steiner und Henning Schürig

Die digitale Revolution bringt viele Chan-
cen und Herausforderungen für die Wirt-
schaft: vom Fachkräftemangel, über Open
Source und Green IT bis hin zum Verbrau-
cherschutz.

Auf dem IT-Gipfel in Stuttgart wurde 2009
die Studie „KMU geben Impulse für den
ITK-Arbeitsmarkt“ vorgestellt. Die IT-Bran-
che wächst ständig und hat einen anhal-
tend großen Personalbedarf. Bis 2015 wer-
den alleine im Mittelstand 81.000 neue
Fachkräfte benötigt. Für die Großunter-
nehmen kommen noch einmal fast
100.000 Fachkräfte hinzu – bei nur etwa
15.000 AbsolventInnen aus dem Bereich
Informatik/ITK, die wiederum dieser Bran-
che auch nicht exklusiv zur Verfügung ste-
hen.

Hier gibt es sowohl auf Seiten der Arbeits-
agenturen hinsichtlich Umschulungen als
auch bezüglich der Unterrichtsgestaltung
an Schulen einigen Nachholbedarf in
Sachen Medienpädagogik.

Den Umgang mit Neuen Medien zu erler-
nen und dabei sowohl auf Gefahren als
auch auf Potentiale aufmerksam gemacht
zu werden, hilft jungen Menschen in ihrem
persönlichen und beruflichen Leben
gleichermaßen.

Auch an Hochschulen soll die Einrichtung
entsprechender Studiengänge im Internet-
Umfeld gefördert und verwandte Studien-
gänge stets aktuell mit Bezügen zum Web
angereichert werden. Der Fachkräfteman-
gel bremst diesen Wirtschaftszweig enorm.

Open Source und Green IT
Die weite Verbreitung von Open Source in
der Web-Wirtschaft ist zu begrüßen. Eine
Vorreiterrolle der öffentlichen Hand wäre
hier wünschenswert.

Da durch das Internet ein enormer Ener-
gieverbrauch entsteht, sind die Initiativen
einiger Webhoster bezüglich „Öko-
Hosting“ sehr wichtig. Dazu gehören unter
anderem stromsparende Server und eine
Energieversorgung mit erneuerbaren
Energien. Klare Standards für Öko-Siegel
würden hier jedoch für mehr Transparenz
sorgen.

Verbraucherschutz
ist Datenschutz
Verbraucherschutz bedeutet im Zu-
sammenhang mit dem Internet vor allem
Datenschutz. Da den meisten ihre Rechte
nicht ausreichend bekannt sind, hat der
Bundesverband der Verbraucherzentralen
unter www.surfer-haben-rechte.de ein
eigenes Portal mit Tipps und Antworten
auf oft gestellte Fragen eingerichtet.

In den letzten Monaten war der Daten-
schutz im Internet vor allem im Bezug auf
soziale Netzwerke wie Facebook oder Stu-
diVZ ein wichtiges Thema. Zusätzlich zu
einer Verankerung von Datenschutz im
Grundgesetz ist es wichtig, dass diese
Netzwerke ihren Umgang mit den Nutzer-
daten transparenter machen.

Diese meist von Großinvestoren mit einer
dicken Kapitaldecke ausgestatteten Platt-
formen alleine über Werbung zu finanzie-
ren geht häufig nicht. Somit bleiben die
Daten der NutzerInnen als mögliche Ein-
nahmequelle. Die harmlosere Variante,
diese Daten zu nutzen, ist sehr zielgrup-
pengenaue Werbung in der Plattform. Teil-
weise werden Daten aber auch an Dritte
weitergegeben. Nicht immer geschieht
dies mit der ausdrücklichen Einwilligung
der NutzerInnen. Sie haben oft nur die
Möglichkeit, diese Option aktiv auszu-
schalten, per Standard ist die Option aber
an (sog. Opt-out-Verfahren).

Die Wege, auf denen die Nutzerdaten zu
weiteren Firmen gelangen, sind für die
NutzerInnen selbst meist schwer bis gar
nicht nachvollziehbar. Man wundert sich
allerdings über ein erhöhtes Aufkommen
an Werbung und Spam.                           

Lavinia Steiner und Henning Schürig sind
Mitglieder der netzpolitischen Kommission
der baden-württembergischen Grünen. 
Lavinia ist außerdem Stadträtin 
in Schwäbisch Gmünd, 
Henning ist Mitglied im Parteirat 
der baden-württembergischen Grünen.

W
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Wir sind im Netz umfassend präsent: Ihr
könnt mit uns in unserem Blog diskutie-
ren, Euch bei Facebook mit uns vernetzen,
bei Twitter in 140 Zeichen immer das Neu-
este über unsere Politik erfahren, auf
unserem YouTube Kanal unser aktuelles
Video anschauen oder bei Flickr unsere
Foto-Alben durchstöbern. 

gruene-bw.de
gruene-bw.de ist das Kernstück der Onli-
ne-Performance der baden-württembergi-
schen Grünen. Sie dient als Informations-
portal und zentrale Anlaufstelle, in der alle
Online-Aktivitäten des Landesverbandes
zusammenlaufen. 
www.gruene-bw.de

Unser Blog
In unserem Blog schreiben Südwest-Grü-
ne aus unterschiedlichen politischen Ebe-

nen und Zusammenhängen über aktuelle
politische Themen aus Baden-Württem-
berg und darüber hinaus. 
http://blog.gruene-bw.de

Wir bei Facebook 
Wir sind bei Facebook mit einer Fanpage
und einer Gruppe vertreten. Es sind alle
herzlich eingeladen, die BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN Baden-Württemberg angehören,
mit uns sympathisieren, uns unterstützen
oder sich mit uns streiten wollen. 
Unsere Fanpage: 
http://www.facebook.com/gruenebw
Unsere Gruppe: 
http://www.facebook.com/group.php?gid=
22249864565&ref=ts 

Wir bei Twitter 
Twitter ist eine Mischung aus Blog, Chat
und SMS. Wir „zwitschern“ über Politik im

Ländle, Neues von den Grünen oder Live-
berichte von Veranstaltungen. Nur kurz
muss man sich fassen, 140 Zeichen sind
das Maximum. 
http://twitter.com/GrueneBW 

Wir auf YouTube
Im grünen Kanal auf YouTube findest Du
unsere Videos von Aktionen, Interviews
und Statements.
http://www.youtube.com/gruenebw

Wir bei Flickr
Die besten Schnappschüsse von Aktionen
und Veranstaltungen findest Du in unse-
rem Flickr-Account. Gerne kannst Du Dei-
ne Favoriten auch selbst verwenden und
sie auf Deiner Website einbinden.
http://www.flickr.com/photos/gruene_bawue 

Grüne Baden-Württemberg im Netz

KURZ & GRÜN

Anti-Atom-Demo in 
Schwäbisch Gmünd

Demonstrationen in Schwäbisch Gmünd
und dem benachbarten Mutlangen waren
schon immer legendär. Und wir haben es
bis heute nicht verlernt. Am 24. April fand
sich ein Bündnis aus Grünen, SPD, Linke,
BUND und Friedenswerkstatt vor dem
Rathaus zusammen und forderte „Lebens-
freude statt Atomkraft“. Widerstand galt
auch den Gmünder Stadtwerken, die sich
kurz zuvor für längere Laufzeiten ausge-
sprochen hatten. EnBW ist zu 25,1 Pro-
zent an den Stadtwerken beteiligt,
bestimmt aber offensichtlich zu 100 Pro-
zent die Firmenstrategie. Grüne Stadträ-
te wollen sich nun noch stärker für eine
Energiewende innerhalb der Stadtwerke
einsetzen.
www.gruene-schwaebisch-gmuend.de 

Anti-Atom-Aktion am 
Tschernobyl-Jahrestag

Am Jahrestag der Tschernobyl-Reaktor-
katastrophe haben die baden-württem-
bergischen Grünen mit einer Aktion in
Stuttgart gegen längere Laufzeiten für
Atomkraftwerke protestiert. „24 Jahre
nach dem Supergau von Tschernobyl
kämpfen wir dafür, dass künftige Genera-
tionen nicht mehr mit der Gefahr eines
schweren Atomunfalls aufwachsen müs-
sen. Deshalb müssen wir am Atomaus-
stieg festhalten. Gerade der Schrottreak-
tor Neckarwestheim I muss endlich vom
Netz gehen“, sagte der Grünen-Landes-
vorsitzende Chris Kühn. Die Grünen illu-
strierten ihre Forderung mit einem gro-
ßen aufblasbaren Atomkraftwerk, auf dem
riesige schwarze Atomwarnzeichen prang-
ten. Außerdem verteilten AktivistInnen in
Schutzanzügen Miniatur-Atommüllfässer
an die PassantInnen, um die Gefahren des
Atommülls vor Augen zu führen.
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